
Verfassung 43

verfassungswidrige oder parteipolitische Zwecke miß
braucht werden. Jedoch bleibt das Recht der Religionsge- 
meinschaften, zu den Lebensfragen des Volkes von ihrem 
Standpunkt aus Stellung zu nehmen, unbestritten.

Artikel 42
(1) Private oder staatsbürgerliche Rechte und Pflichten 

werden durch die Religionsausübung weder bedingt noch 
beschränkt.

(2) Die Ausübung privater oder staatsbürgerlicher Rechte 
oder die Zulassung zum öffentlichen Dienst sind unabhän
gig von dem religiösen Bekenntnis.

(3) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung 
zu offenbaren. Die Verwaltungsorgane haben nur inso
weit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religions
gemeinschaft zu fragen, als davon Rechte oder Pflichten 
abhängen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Er
hebung dies erfordert.

(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder 
Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen Übungen 
oder zur Benutzung einer religiösen Eidesformel gezwun
gen werden.

Artikel 43
(1) Es besteht keine Staatskirche. Die Freiheit der Ver

einigung zu Religionsgemeinschaften wird gewährleistet.
(2) Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet 

ihre Angelegenheiten selbständig nach Maßgabe der für 
alle geltenden Gesetze.

(3) Die Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften 
des öffentlichen Rechtes, soweit sie es bisher waren. An-


